Formulierungsvorschläge Heft 5/2018
beitrag des monats: Rechtsprobleme der „künstlichen“ Befruchtung, Prof. Dr. Dr. Herbert Grziwotz
S. 171
Einwilligung des Wunschvaters:

Ich, …, willige in die ärztlich unterstützte künstliche Befruchtung meiner Ehefrau … mit dem Samen eines Mannes, der in einer dafür zugelassenen Entnahmeeinrichtung gewonnen wurde, bei … (Arzt ergänzen)/in der Kinderwunschpraxis … ein. Ich weiß, dass ich diese Einwilligung bis zur Durchführung dieser Befruchtung
 jederzeit formfrei widerrufen kann. Der Widerruf sollte zu Beweiszwecken schriftlich erfolgen; ein Nachweis in anderer Form ist jedoch möglich.
 Der gegenüber meiner Ehefrau erteilte Widerruf sollte in Ablichtung auch dem vorgenannten Arzt/der vorgenannten Kinderwunschpraxis … mitgeteilt werden.

Der Notar/Die Notarin hat mich darüber belehrt, dass ich meine Einwilligung in die heterologe Insemination nur bis zur Durchführung der Befruchtung durch … widerrufen kann und dass ich nach § 1592 Nr. 1 BGB automatisch (rechtlicher) Vater des auf diese Weise entstandenen und von meiner Ehefrau geborenen Kindes werde. Das Kind ist mir gegenüber insbesondere unterhalts- und erbberechtigt. Eine Anfechtung der Vaterschaft durch mich und meine Ehefrau ist ausgeschlossen (§ 1600 Abs. 5 BGB). Der Samenspender kann weder auf seinen Antrag noch auf Antrag des Kindes später als Vater dieses Kindes durch das Familiengericht festgestellt werden (§ 1600d Abs. 3 BGB).

S. 172
Ablehnung der Beurkundung der Einwilligung zu einer privat vorgenommenen künstlichen heterologen Insemination:

Bescheid über die Ablehnung der Beurkundung

Betreff: Einwilligungs- und Freistellungserklärungen zu einer privat vorgenommenen künstlichen heterologen Insemination

Sehr geehrte Frau…, sehr geehrter Herr… 

Sie haben am … bei mir den Antrag auf Beurkundung der Einwilligung von Herrn … in die heterologe Insemination von Ihnen, seiner Ehefrau, mittels einer über eine Adresse im Internet/einer von einem befreundeten Mann erhaltenen Samenspende im Wege der Selbstvornahme samt Freistellung des Samenspenders von Unterhalts- und Erbansprüchen des Kindes gestellt. Ich habe Sie darauf hingewiesen, dass nach §§ 9 Nr. 1, 11 Abs. 1 Nr. 1 ESchG die Vornahme einer künstlichen Befruchtung, unabhängig von der Straffreiheit der Frau und des Samenspenders (nicht des Ehemannes der künftigen Mutter!), strafbar ist und ich trotz meiner eigenen verfassungsrechtlichen Bedenken hinsichtlich dieser Vorschriften hieran nicht mitwirken darf. Sie wollen jedoch den Antrag nicht zurücknehmen, insbesondere aus Kosten- und persönlichen Gründen nicht auf eine ärztlich vorgenommene künstliche Befruchtung ausweichen. Ich muss aus den vorgenannten Gründen die gewünschte 
Beurkundung ablehnen.

Rechtsbehelfsbelehrung: Gegen diesen Bescheid können Sie Beschwerde nach § 15 BNotO einlegen. Über die Beschwerde, die bei mir, Notar … in (Adresse/n der Geschäftsstelle/n) in deutscher Sprache schriftlich oder zur Niederschrift eingelegt werden muss, entscheidet das Landgericht … Sie ist nur zulässig, wenn sie binnen eines Monats nach schriftlicher Bekanntgabe dieser Entscheidung eingelegt wird.

…, Notar
� Unrichtig ist, dass der Widerruf bis zur erfolgreichen Befruchtung (so aber Wilms, RNotZ 2012, 141, 155) erfolgen kann; der einwilligende Vater kann bereits dann die Einwilligung nicht mehr widerrufen, wenn die Einbringung des Samens in die Partnerin oder die Injektion in ihre Eizelle im Reagenzglas vorgenommen wurde (so auch Löhnig/Runge-Rannow, FamRZ 2018, 10, 13). Von der Frau kann nicht verlangt werden, dass diese die Entstehung des Kindes durch Notfallkontrazeptiva („Pille danach“) verhindert.


� Eine Widerrufserklärung zu notarieller Urkunde ist nicht nötig (a. A. die Empfehlung von Wilms, RNotZ 2012, 141, 155). Zur Wirksamkeit ist auch keine zusätzliche Erklärung gegenüber dem behandelnden Arzt erforderlich; diese ist nur empfehlenswert, um eine einwilligungslose Befruchtung zu verhindern.


� Diese Belehrung betrifft ärztlich unterstützte künstliche Befruchtungen in einer Einrichtung der medizinischen Versorgung (§ 1 a Nr. 9 TPG), die ab 1.7.2018 durchgeführt werden. Bei Erteilung der Einwilligung durch eine bevollmächtigte Person oder einen nicht geschäftsfähigen Ehemann sollte der Notar auf die Möglichkeit der Unwirksamkeit der Einwilligung und die sich hieraus ergebenden Folgen, insbesondere für die „Wunschmutter“, das Kind und den behandelnden Arzt (auch dessen Strafbarkeit) eindringlich hinweisen.





